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FNP-Änderung der Gemeinde Rügland 
Vorhabenbezogener Bebauungsplan „Solarpark Fladengreuth“  
  
Frühzeitige Beteiligung der Behörden und sonstiger Träger öffentli-
cher Belange gemäß § 4 Abs. 1 BauGB sowie Abstimmung mit den 
Nachbargemeinden gemäß § 2 Abs. 2 BauGB 

Sehr geehrte Frau Doll, 

mit der Änderung des Flächennutzungsplanes und die Neuausweisung des 
vorhabenbezogenen Bebauungsplans „Solarpark Fladengreuth“ sind agrar-
strukturelle Belange betroffen. Der hohe Stellenwert der Landwirtschaft ist 
insbesondere im Bayerischen Landesplanungsgesetz, Landesentwick-
lungsprogramm sowie in dem Regionalplan der Region Westmittelfranken 
verankert. Der erhebliche Flächenbedarf, insbesondere der Verlust an 
landwirtschaftlicher Kulturfläche, ist für viele Betriebe schwer auszuglei-
chen. Der Verlust an landwirtschaftlichen Nutzflächen verschärft den Wett-
bewerb um den knappen Faktor Boden.  
Auf das Gebot des sparsamen Umgangs mit landwirtschaftlicher Fläche 
(BauGB § 1a Abs. 2 Satz 1) wird verwiesen. 
   
Bei dem Geltungsbereich handelt es sich um „Benachteiligtes Gebiet“ und 
umfasst zwei Grundstücke mit insgesamt ca. 16,64 ha. Bei den Flächen 
handelt es sich um Ackerland. Das betroffene Flurstück, Nr. 1931, mit einer 
Fläche von 9,99 ha, weist überwiegend eine Ackerzahl von 32 bis 39 und 
die Bodenart „SL“ (stark lehmiger Sand) auf. Das zweite betroffene Flur-
stück Nr. 1956, mit einer Fläche von 6,65 ha weist die überwiegende 
Ackerzahl von 33 bis 37 und die Bodenart „sL“ (sandiger Lehm) auf. Damit 
gehört die Fläche zu den unterdurchschnittlichen Ackerstandorten im Land-
kreis Ansbach (Durchschnitt des Landkreises: 38). Grundsätzlich sollten 
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landwirtschaftlichen Nutzflächen in der Landwirtschaft verbleiben und von 
einer Bebauung freigehalten werden.  
 
Entsprechend dem Leitfaden "Bauen im Einklang mit Natur und Land-
schaft“ „Eingriffsregelung in der Bauleitplanung" wird generell für PV-Anla-
gen die Kategorie I, Typ B mit dem Kompensationsfaktor 0,2 – 0,5 heran-
gezogen. Wenn es sich dabei um keine sensible Landschaft handelt (Land-
schaftsbild, Erholung), liegt der Ausgangswert in der Regel bei 0,2 (vgl. 
Schreiben der OBB vom 19.11.2009). Eingriffsminimierende Maßnahmen 
innerhalb als auch außerhalb der Anlage könnten den Kompensationsbe-
darf um bis zu 50% (z.B. von 0,2 auf 0,1) verringern. Dies ist bei der Aus-
gleichsermittlung zu berücksichtigen.  
 
An das Planungsgebiet grenzen landwirtschaftlich genutzte Flächen an. 
Die hieraus resultierenden Emissionen wie Lärm, Geruch und insbeson-
dere Staub sind zu dulden.  
 
Bereich Forst: 
 
Vom Vorhaben ist Wald im Sinne des Waldgesetzes nicht unmittelbar be-
troffen, jedoch grenzt das Planungsgebiet an benachbarte Waldflächen an, 
z.T. noch getrennt durch unbefestigte Wirtschaftswege.  
Wir begrüßen es sehr, dass zu den angrenzenden Waldflächen auf den 
Flurstücken Fl.Nrn. 1961/0, 1959/0, 1929/0, 1930/0, und 1909/0 Gemar-
kung Unternbibert mit der Baugrenze ein Abstand von 30 m eingehalten 
wird und diese Flächen als Ausgleichsflächen genutzt werden. So können 
evtl. Schäden von baulichen Anlagen durch Baumfall gut vermieden und 
die Abstandsflächen dabei für die notwendigen Ausgleichsmaßnahmen in 
Wert gesetzt werden.  
 
Zu den zum Teil ebenfalls bewaldeten Flurstücken Fl.Nrn. 1906 und  
1905 Gmkg Unternbibert, liegt die Baugrenze allerdings jeweils in 5 m Ent-
fernung zur Grundstücksgrenze. Der Waldbestand beginnt dabei z.T. so-
wohl an der Grundstücksgrenze als auch erst einige Meter dahinter. 
 
Unter den gegebenen Wuchsverhältnissen erreichen die vorhandenen 
Laubmischwaldbestände erfahrungsgemäß Endbaumhöhen von ca. 25 m. 
Somit liegt die Baugrenze auf Teilflächen noch im Baumfallbereich zu die-
sen Waldgrundstücken. Akute, konkrete Gefährdungen sind derzeit nicht 
zu erkennen, jedoch besteht das grundsätzliche Risiko von Schäden an 
den baulichen Anlagen innerhalb des Baumfallbereiches durch herabfal-
lende Äste, umstürzende Bäume oder abbrechende Baumteile.  
Für den Waldbewirtschafter ergeben sich durch bauliche Anlagen im 
Baumfallbereich ein erhöhter Aufwand bei der Waldbewirtschaftung (auf-
wändigere Fällung, Seilwindeneinsatz etc.), erhöhte Anforderungen an die 
Verkehrssicherungspflicht sowie ein erhöhtes Haftungsrisiko.  
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Die südlich vorgelagerte Waldfläche (Fl.Nr. 1906 Gmkg. Unternbibert) steht 
nach unserer Kenntnis im Eigentum des Antragstellers und weist einen 
noch jüngeren Laubwaldbestand mit gut ausgeprägtem Waldmantel auf, 
der als relativ stabil eingeschätzt werden kann. Das Risiko möglicher Schä-
den verbleibt hier beim Antragsteller.  
 
Beim östlich gelegenen Waldbestand auf Teilflächen der Fl.Nr. 1905 
Gmkg. Unternbibert handelt es um einen mittelalten bis älteren Laubmisch-
wald, der nach unserer Kenntnis nicht Eigentum des Antragstellers steht.  
 
Zur Vermeidung der o.g. Beeinträchtigungen empfehlen wir daher, auf die 
Errichtung von baulichen Anlagen in einem Abstand von 25 m zu den je-
weiligen Waldgrundstücken zu verzichten. Sofern dies nicht realisiert wer-
den soll, könnte der Abschluss einer Haftungsausschlusserklärung für 
Waldflächen, die nicht im Eigentum des Antragstellers stehen, das Haf-
tungsrisiko zumindest für Sachschäden begrenzen.  
 
 

Mit freundlichen Grüßen 

gez. Monika Mader
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Vollzug des Bayerischen Denkmalschutzgesetzes (BayDSchG) 

Gde. Rügland, Lkr. Ansbach: Vorhabenbezogener Bebauungsplan „Solarpark 
Fladengreuth“ und Änderung des Flächennutzungsplanes 

 

Zuständiger Gebietsreferent: 

Bodendenkmalpflege: Herr Dr. Christoph Lobinger 

 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

 
wir bedanken uns für die Beteiligung an der oben genannten Planung und bitten Sie, 

bei künftigen Schriftwechseln in dieser Sache, neben dem Betreff auch unser 

Sachgebiet (B Q) und unser Aktenzeichen anzugeben. Zur vorgelegten Planung 

nimmt das Bayerische Landesamt für Denkmalpflege, als Träger öffentlicher Belange, 

wie folgt Stellung: 

 

Bodendenkmalpflegerische Belange: 

Mit dem Hinweis auf das Bodendenkmal und die erforderliche Einholung einer 

denkmalrechtlichen Erlaubnis gem. Art. 7 BayDSchG für Bodeneingriffe aller Art sind 

die Belange der Bodendenkmalpflege teilweise berücksichtigt. Jedoch sind auch im 

Nahbereich des bekannten Bodendenkmals zugehörige Strukturen zu vermuten, so 

dass auch für Bodeneingriffe im östlichen Abschnitt der geplanten 

Photovoltaikanlage eine denkmalrechtliche Erlaubnis bei der zuständigen Unteren 

Denkmalschutzbehörde einzuholen ist. 

 

Härtfelder Ingenieurtechnologien GmbH 
Gudrun Doll 
Eisenbahnstraße 1 
91438 Bad Windsheim 
 

   07.04.2022  P-2022-2031-1_S2  25.04.2022 
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Das Bayerische Landesamt für Denkmalpflege wird in diesem Verfahren 

gegebenenfalls die fachlichen Anforderungen formulieren. Wir möchten bereits 

frühzeitig daraufhin weisen, dass einer Erteilung der Erlaubnis aus 

denkmalfachlicher Sicht nur zugestimmt werden kann, wenn der Antragsteller 

nachweist, dass im Rahmen des vertraglich vereinbarten Rückbaus der Anlage die 

Tiefenlockerung des Bodens im Bereich des Bodendenkmals bzw. im Umfeld 

dauerhaft ausgeschlossen wird. Kann der Antragsteller dies nicht in geeigneter Form 

bis zur Erteilung der Erlaubnis nachweisen, ist für alle mit dem Vorhaben 

verbundenen Bodeneingriffe eine vorherige archäologisch qualifizierte Ausgrabung 

und Dokumentation der Gesamtfläche erforderlich. In diesem Fall formuliert das 

BLfD Vorschläge für die fachlich erforderlichen Auflagen und Hinweise.  

 

Die Untere Denkmalschutzbehörde erhält dieses Schreiben per E-Mail mit der Bitte 

um Kenntnisnahme. Für allgemeine Rückfragen zur Beteiligung des BLfD im Rahmen 

der Bauleitplanung stehen wir selbstverständlich gerne zur Verfügung.  

Fragen, die konkrete Belange der Bau- und Kunstdenkmalpflege oder 

Bodendenkmalpflege betreffen, richten Sie ggf. direkt an den für Sie zuständigen 

Gebietsreferenten der Praktischen Denkmalpflege (www.blfd.bayern.de).  

 

 

Mit freundlichen Grüßen 

Dr. Jochen Haberstroh 

Diese Stellungnahme ist ohne eigenhändige Unterschrift gültig.  

Sollte das Fachrecht, auf dem die Beteiligung des Bayerischen Landesamtes für Denkmalpflege beruht, 

ausnahmsweise eine eigenhändig unterschriebene Stellungnahme verlangen, wird um Hinweis gebeten.  
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Landesbund für Vogelschutz 

in Bayern e.V. (LBV) 

Verband für Arten- und  

Biotopschutz 

Vorsitzender: Dr. Norbert Schäffer  

Sitz: Hilpoltstein 

Gemeinnütziger, nach §63 BNatSchG     

anerkannter Naturschutzverband  

Amtsgericht Nürnberg 

VR 20103 

USt-IdNr.: DE 188861816 

(§27a Umsatzsteuergesetz) 

Sparkasse Mittelfranken Süd 

IBAN: DE47 7645 0000 0240 0118 33 

BIC: BYLADEM1SRS 

Raiffeisen – meine Bank eG 

IBAN: DE04 7606 9449 0008 9590 05 

BIC: GENODEF1FYS 

 

  
 

 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 

      

 

Vorhabenbezogener Bebauungsplan 
für das Sondergebiet „Solarpark Fladengreuth“, Gemeinde Rügland 

  
Sehr geehrte Damen und Herren, 

vielen Dank für die Beteiligung, eine Stellungnahme erfolgt erst nach Vorliegen der speziellen 

artenschutzrechtlichen Prüfung. Folgende Punkte bereits jetzt:  

• Die westliche Teilfläche des geplanten Solarparks Fladengreuth ist nach vorhanden 

Umweltinformationen als Ausgleichsfläche der Flurbereinigung eingetragen. Wir 

vermuten, dass es sich hierbei um einen Digitalisierungsfehler handelt und nur ein 

Teilbereich der Fläche als Ausgleichsfläche festgesetzt wurde. Falls noch nicht geschehen, 

sollte die Ausgleichsfläche überprüft werden. 

• 1. Juni ist als Mahdtermin für eine Ausgleichsfläche zu früh. Eine Ausgleichsfläche sollte 

frühestens ab 15. Juni gemäht werden, um sich ökologisch hochwertig zu entwickeln. Für 

eine vogelschonende Mahd ist selbst Mitte Juni noch zu früh, empfohlen wird eine Mahd 

frühestens Mitte Juli. Dieser Zeitraum deckt sich großteils mit den Setzzeiten von Feldhase 

und Reh sowie mit den Wander- und Laichzeiten von vielen Amphibien. Es gibt 

Untersuchungen, dass sich die Verschiebung des Mahdtermins um einen Monat auf Mitte 

Juli zu einer bis zu fünffach höheren Heuschreckenzahl führt.  

Quellen: Dennis van de Poel und Andreas Zehm 

Die Wirkung des Mähens auf die Fauna der Wiesen – Eine Literaturauswertung für den Naturschutz 

https://www.anl.bayern.de/publikationen/anliegen/doc/an36208van_de_poel_et_al_2014_mahd.pdf  

• Die auf einigen Flächen geplante Frühjahrsmahd sollte bis spätestens Ende März erfolgen, 

um Tierarten zu schützen. 

• Der Einsatz von Saugmähern sollte verboten werden, da sich diese auf die Insektenwelt 

negativ auswirken. 

• Die Grünfläche unter der PV-Anlage kann nach BPlan ab 1. Juni gemäht werden. Aus 

naturschutzfachlicher Sicht sollte die Mahd frühestens ab 15. Juni stattfinden. Für eine 

Kreisgruppe Ansbach 
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Telefon: 09174 / 47 75 0 
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Seite 2 von 2 

 

tierschonende Mahd ist selbst Mitte Juni noch zu früh, siehe oben. Für eine höhere 

Artenvielfalt wären zudem bereits beim ersten Mahddurchgang Brachebereiche, die beim 

zweiten Mahddurchgang mit abgemäht werden können, fördernd.  

• Die ersten zwei bis drei Jahre sollte eine häufigere Mahd (entsprechend den 

Saatguthinweisen) unter den Photovoltaikmodulen zulässig sein, da ein Ackerstandort sehr 

nähstoffreich ist und eine zweimalige Mahd wahrscheinlich nicht ausreicht, um die 

Nährstoffe zu reduzieren und gute Wuchsbedingungen für extensive Wiesenpflanzen zu 

schaffen.    

 

Wir bitten um erneute Beteiligung nach Vorliegen der speziellen artenschutzrechtlichen Prüfung. 

 

Mit freundlichen Grüßen 
 

Katharina Zeilinger 

LBV - Ansbach 













 
 

... 
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Gemeinde Rügland, Landkreis Ansbach: Änderung des Flächennutzungsplan im Bereich 
des geplanten Solarparks Fladengreuth; Stellungnahme gem. § 4 Abs. 1 BauGB 
 
 
 
Sehr geehrte Damen und Herren,  
 
die Gemeinde Rügland plant in ihrem Flächennutzungsplan die Darstellung einer ca. 16,64 ha gro-
ßen Sonderbaufläche bestehend aus einem ca. 9,99 ha großen östlichen Teil südlich von Fla-
dengreuth und einem 6,65 ha großen westlichen Teil westlich von Fladengreuth – nur getrennt 
durch die Gemeindeverbindungsstraße Fladengreuth-Obernbibert. Im Parallelverfahren wird der 
vorhabenbezogene Bebauungsplan „Solarpark Fladengreuth“ aufgestellt. 
 
Einschlägige Erfordernisse der Raumordnung 
 
Die einschlägigen Erfordernisse der Raumordnung sind auf S. 2f. der Begründung bereits genannt. 
Jedoch ist zwischenzeitlich die 28. Änderung des Regionalplans Region Westmittelfranken betref-
fend das Kapitel 6.2.3 „Solarenergie“ (vormals „Photovoltaik“) in Kraft getreten und sollte in seiner 
aktuellen Fassung beachtet werden. 
 
LEP 6.2.1 Ausbau der Nutzung erneuerbarer Energien  
(Z) „Erneuerbare Energien sind verstärkt zu erschließen und zu nutzen.“   
  
LEP 6.2.3 Abs. 2 Photovoltaik 
(G) Freiflächen-Photovoltaikanlagen sollen möglichst auf vorbelasteten Standorten realisiert 
werden. 
 
LEP 7.1.3 Abs. 2 Erhalt freier Landschaftsbereiche 
Freileitungen, Windkraftanlagen und andere weithin sichtbare Bauwerke sollen insbesondere 
nicht in schutzwürdigen Tälern und auf landschaftsprägenden Geländerücken errichtet werden. 
 
  

REGIERUNG VON MITTELFRANKEN 
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RP (8) 6.2.1 Abs. 1 Ausbau der Nutzung erneuerbarer Energien 
(G) In der Region ist anzustreben, erneuerbare Energien, wie insbesondere Windkraft, direkte und 
indirekte Sonnenenergienutzung sowie Biomasse, im Rahmen der jeweiligen naturräumlichen Ge-
gebenheiten der Regionsteile verstärkt zu erschließen und zu nutzen, sofern den Vorhaben öffentli-
che Belange nicht entgegenstehen. 
 
RP (8) 6.2.3 Solarenergie  
6.2.3.1 (G) „Das Nutzungspotenzial der Solarenergie für die Wärme- und Stromversorgung soll in 
den hierfür geeigneten Bereichen innerhalb der Region soweit möglich genutzt werden.“  
  
6.2.3.2 (G) „Bei der Errichtung von Freiflächen-Solaranlagen soll eine flächensparende Nutzung, 
wie insb. die Mehrfachnutzung von Fläche, angestrebt werden. Dabei sind die Belange des Orts- 
und Landschaftsbilds sowie des Naturhaushaltes zu berücksichtigen.“  
  
6.2.3.3 (G) „Freiflächen-Solaranlagen sollen in der Region i.d.R. an vorbelasteten Standorten er-
richtet werden. Ausnahmen sind insb. dann zulässig, wenn ein vorbelasteter Standort im betroffe-
nen Gemeindegebiet nicht zur Verfügung steht und sichergestellt ist, dass eine Planung das Orts-
und Landschaftsbild nicht erheblich beeinträchtigt.“ 
 
6.2.3.4 (Z) „Freiflächen-Solaranlagen sind außerhalb der regionsweit bedeutsamen schutzwürdigen 
Täler sowie landschaftsprägenden Geländerücken zu errichten.“ 
 
6.2.3.5 (G) „Es ist anzustreben, dass im regionalen Maßstab hochwertige Böden nicht flächenhaft 
der Landwirtschaft durch Freiflächen-Solaranlagen entzogen werden.“ 
 
RP (8) 7.1.1 Landschaftliches Leitbild  
Abs. 2 (Z) „Die naturnahen Biotope der Region sollen als ökologische Regenerationszellen erhalten  
werden.“  
 
RP (8) 7.1.3.4 Abs. 2 Landschaftsschutzgebiete  
(Z) „Die bestehenden Landschaftsschutzgebiete innerhalb der Region sollen langfristig in ihrem Be-
stand gesichert werden.“  
 
Bewertung aus landesplanerischer Sicht 
 
Die o.g. Bauleitplanung dient der Erschließung und Nutzung erneuerbarer Energien und steht somit  
in Einklang mit dem allgemeinen Ziel LEP 6.2.1 bzw. dem allgemeinen Grundsatz RP (8) 6.2.1, wo- 
nach erneuerbare Energien verstärkt zu erschließen und zu nutzen sind.  
Einschränkungen ergeben sich, falls öffentliche Belange entgegenstehen. Dies ist aus landesplane-
rischer Sicht gem. LEP 6.2.3 (G) und RP (8) 6.2.3.3 (G) der Fall, wenn eine Freiflächen-Photovolta-
ikplanung an einem nicht vorbelasteten Standort (Verkehrswege, Energieleitungen, Gewerbege-
biete etc.) realisiert werden soll. Zudem ergeben sich Einschränkungen gem. LEP 7.1.3 Abs. 2 (G) 
bzw. RP (8) 6.2.3.4 (Z) für Planungen, die schutzwürdige Täler und landschaftsprägende Gelände-
rücken betreffen bzw. gem. RP (8) 6.2.3.3 (G) für Planungen, die zu einer erheblichen Beeinträchti-
gung des Orts- und Landschaftsbildes führen würden oder im regionalen Maßstab landwirtschaft-
lich hochwertige Böden beanspruchen (vgl. RP (8) 6.2.3.5 (G)). 
 
Der hier gewählte Standort kann zumindest für den westlichen Teilbereich als vorbelastet i.S. LEP 
6.2.3 (G) und RP (8) 6.2.3.3 (G) bezeichnet werden, da er direkt an die 220 kV-Freileitung Nr. 48 
„Ludersheim – Aschaffenburg“ angrenzt. Generell muss für die Gemeinde Rügland festgehalten 
werden, dass vorbelastete Standorte i.S. LEP 6.2.3 (G) und RP (8) 6.2.3.3 (G) ausschließlich ent-
lang der 220 kV-Freileitung Nr. 48 „Ludersheim – Aschaffenburg“ sowie der 110 kV-Freileitung „UW 
Ketteldorf – UW Hartershofen“ zu finden sind, wobei letztgenannte Freileitung im Gemeindegebiet 
innerhalb des schutzwürden Zenntals verläuft.  
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Gem. RP (8) 7.1.3.4 Abs. 2 (Z) sollen die bestehenden Landschaftsschutzgebiete innerhalb der Re-
gion langfristig in ihrem Bestand gesichert werden. Vor dem Hintergrund, dass der Planstandort 
ganz überwiegend im Landschaftsschutzgebiet liegt, sollte die Alternativenprüfung nachvollziehbar 
darlegen, ob Alternativen außerhalb der Landschaftsschutzgebiete vorhanden sind. Auf die kriti-
sche Stellungnahme der höheren Naturschutzbehörde und die Schlussfolgerung, dass eine Her-
ausnahme aus der Schutzzone des Naturparks erforderlich wäre (s.u.) wird verwiesen.  
 
Ein Teilbereich zwischen den geplanten Ausgleichsflächen A2 und A3 liegt nicht mehr auf der 
Hochfläche, sondern ist dem noch unverbauten Talrandbereich der Bibert und somit einem schutz-
würdigen Bereich (vgl. Begründung zu RP (8) 6.2.3.4 (G) zuzuordnen. Die an dieser Stelle vorge-
sehene Grünordnung (A 4, Pflanzung einer dreireihigen Strauchhecke) ist aufgrund der Hanglage 
aus hiesiger Sicht ebenso wenig geeignet, die Wirkung auf den Talraum der Bibert in Richtung des 
Ortsteils Obernbibert zu verringern wie die an dieser Stelle bereits vorhandenen, südlich angren-
zenden Heckenstrukturen (Biotop Nr. 6529-1053-001 „Gehölze und magere Offenflächen südlich 
und westlich von Fladengreuth“). Aus landesplanerischer Sicht ist dieser Teil zur Vermeidung einer 
Beeinträchtigung des Orts- und Landschaftsbildes von der bebaubaren Fläche auszunehmen. Es 
wird angeregt, das dort angrenzende Biotop in der Planung der Ausgleichsmaßnahmen im Sinne 
der Herstellung eines Biotopverbunds zu berücksichtigen. 
Gem. Umweltbericht (S. 23 f.) weisen die vorliegenden Böden eine geringe Ertragsfähigkeit auf. 
Aus landesplanerischer Sicht ist die Planung insoweit vereinbar mit RP (8) 6.2.3.5 (G). 
 
Die Standortalternativenprüfung ist zu überarbeiten. Außerdem können Einwendungen auf der 
Grundlage von Ziel RP (8) 7.1.3.4 Abs. 2 nur zurückgestellt werden, wenn  

a) das Plangebiet um die exponierten Hanglagen südwestlich von Fladengreuth reduziert wird 
und  

b) das Plangebiet auf Flächen außerhalb des Landschaftsschutzgebietes reduziert wird oder 
eine Herausnahme aus dem Landschaftsschutzgebiet erfolgt, die in Abstimmung mit den 
Fachstellen ggf. durch Aufnahme anderer Flächen auszugleichen wäre. 

 
Hinweise der höheren Naturschutzbehörde 
 
Umweltprüfung  
In der Begründung der FNP Änderung wird dargelegt, dass bei parallellaufenden Verfahren (Ände-
rung des FNP und Aufstellung eines Bebauungsplans) zu einem der beiden Verfahren ein Umwelt-
bericht erstellt und im parallellaufenden Verfahren auf diesen verwiesen werden kann.   
Dies ist vom Grundsatz her korrekt. Auf der Ebene des FNP ist jedoch die Prüfung von Standortal-
ternativen bezogen auf das Gemeindegebiet durchzuführen. Im vorliegenden Fall wurde der Um-
weltbericht auf der Ebene des vorhabenbezogenen Bebauungsplans erstellt. Im Kapitel 4 wurden 
alternative Planungsmöglichkeiten beschrieben. Die Aussagen sind aus fachlicher Sicht zu allge-
mein gehalten. Es wurde keine Karte zu den alternativen Standorten mit Flächenabgrenzungen und 
Flächengrößen erstellt. Es kann nicht nachvollzogen werden, welche Alternativen tatsächlich ernst-
haft, nachvollziehbar geprüft wurden.   
  
Lage in der Schutzzone des Naturparks Frankenhöhe; Betroffenheit des Landschaftsschutz-
gebiets  
Im Umweltbericht des Bebauungsplans wird dargelegt, dass die geplante Solaranlage mit einem 
Umgriff von ca. 17 ha (davon 70% im LSG) aus unterschiedlichen Gründen (z.B. Vorbelastung 
durch 220 KV Leitung, keine landschaftlichen Besonderheiten wie Höhenrücken) keine erheblichen 
Auswirkungen auf den Schutzzweck des Landschaftsschutzgebietes hätte. Das Sondergebiet ist 
demnach nicht geeignet den Charakter des Landschaftsschutzgebiets erheblich zu verändern.  
Daher wird für das „Vorhaben“ eine Erlaubnis gem. § 4 Nr. 3b der Naturparkverordnung beantragt.   
Aus naturschutzfachlicher Sicht wird die Beeinträchtigung des Landschaftsbildes abweichend beur-
teilt und wird der Standort kritisch gesehen. Aus unserer Sicht ist durch die Einzäunung der Zugang 
zur freien Natur nicht mehr gegeben und der Naturgenuss auf Grund der West-Ostausdehnung 
(über 1 km Länge) - in der Wahrnehmung von der Hochstraße aus - erheblich beeinträchtigt.   
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In diesem Zusammenhang müssen zwei Sachverhalte klargestellt werden. Bei der Änderung des  
FNP und Aufstellung eines vorhabenbezogenen Bebauungsplans handelt es sich nicht um eine 
„Vorhaben“ für das eine Erlaubnis erteilt werden könnte. Eine Bebauung ist in Landschaftsschutz-
gebieten nur in seltenen Fällen zulässig.   
Ein Bauleitplanverfahren ist mit einem Vorhaben weder verfahrensrechtlich noch inhaltlich ver-
gleichbar. Selbst eine Befreiungslage kann nicht bei Planungen für Bauflächen oder -gebiete grö-
ßeren Umfangs, die auf die Schaffung der planungsrechtlichen Voraussetzungen für die Errichtung 
zahlreicher baulicher Anlagen gerichtet sind, angenommen werden.   
Eine Bauleitplanung ist jedenfalls dann, wenn die auf Grund der Bauleitplanung im Geltungsbereich  
der Landschaftsschutzverordnung mögliche Bebauung so viel Gewicht hat, dass ein im Zusam-
menhang bebauter Ortsteil entstehen würde oder die Bebauung in einem über eine Ortsabrundung 
hinausgehenden Umfang in das Schutzgebiet hinein erweitert werde, unzulässig. Bei dem vorlie-
genden Flächenumgriff von ca. 17 ha wird ein Gebiet überplant das deutlich größer ist als die Orts-
lage von Fladengreuth (ca. 3,8 ha).  
Im vorliegenden Fall müssten, sofern der Geltungsbereich in der Form beibehalten werden sollte, 
die betroffenen Flächen aus dem Landschaftsschutzgebiet herausgenommen und gegebenenfalls 
geeignete Flächen aufgenommen werden.   
 
Darstellungen rechtskräftiger Flächennutzungsplan mit integriertem Landschaftsplan (LP)  
Im rechtswirksamen FNP/LP sind auf den betroffenen Flächen Maßnahmen zur Entwicklung von 
Natur und Landschaft dargestellt. Auf diesen Flächen sollte eine Gliederung und Durchgrünung der 
Feldflur erfolgen.   
Im Verfahren zur Ländlichen Entwicklung „Unternbibert“ wurde das Grundstück Flurnummer 1956  
Gmkg Unternbibert als „sonstige Landschaftspflege“ ausgewiesen. Das Grundstück wird im Ökoflä-
chenkataster mit der IDNr. 76673 geführt. Das Verfahren wurde 2005 abgeschlossen. Die Fläche  
müsste im Flurbereinigungsplan, der nach Abschluss des Verfahrens die Rechtswirkung eines Be-
bauungsplans (gemeindliche Satzung) hat, enthalten sein. Inwiefern die Ausweisung als „sonstige  
Landschaftspflegefläche“ mit Zuwendungen verbunden war und daher Zweckbindungsfristen oder  
sonstige Verpflichtungen auf der Fläche liegen, müsste der Gemeinde bekannt sein, oder gegebe-
nenfalls beim ALE Mittelfranken geprüft werden.  
Möglicherweise wurden auch Maßnahmen zur Umsetzung des FNP/LP durchgeführt, was von hie-
siger Seite nicht geprüft werden kann.   
Die Gemeinde sollte den Sachverhalt zur ÖFK ID 76673 klären.   
  
Gesamtfortschreibung Landschaftsplan 
Im Zuge einer zeitgemäßen Anpassung ist es aus Sicht der höheren Naturschutzbehörde erforder-
lich, den derzeitigen FNP einer Gesamtfortschreibung einschließlich der Erstellung eines aktuellen 
Landschaftsplanes zu unterziehen.  
Bei Gemeinden ohne bisherige Landschaftsplanung ist ein Landschaftsplan dann zu erstellen, 
wenn sich durch die beabsichtigten Änderungen auf Teilflächen die Grundzüge der bestehenden 
Flächennutzungsplanung ändern. Dies ist immer dann der Fall, wenn über einen längeren Zeitraum 
eine Vielzahl von Änderungen erfolgte, die in der Summe zu wesentlichen Veränderungen von Na-
tur und Landschaft geführt hat. 
Ein Erfordernis für einen Landschaftsplan ist auch gegeben, wenn die Aufstellung des Flächennut-
zungsplans, wie im vorliegenden Fall, lange Zeit zurückliegt und der Plan offensichtlich keine aktu-
elle Gesamtschau auf das Gemeindegebiet darstellt. 
 
Mit freundlichen Grüßen 
 
gez. 
 
Rahn 
Oberregierungsrat
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Gemeinde Rügland, Landkreis Ansbach: Vorhabenbezogener Bebauungsplan "Solarpark 
Fladengreuth"; Stellungnahme gem. § 4 Abs. 1 BauGB 
 
 
 
Sehr geehrte Damen und Herren,  
 
die Gemeinde Rügland plant die Aufstellung des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes „Solarpark 
Fladengreuth“ mit einem Geltungsbereich von ca. 16,64 ha zur Ausweisung eines Sondergebietes 
mit der Zweckbestimmung „Freiflächen-Photovoltaikanlage“ bestehend aus zwei Teilflächen, die 
südlich bzw. westlich von Fladengreuth liegen. Festgesetzt wird eine Grundfläche (GR) von ca. 
13,69 ha (westlicher Teilbereich mit ca. 5,42 ha und östlicher Teilbereich mit ca. 8,27 hat). 
Der Flächennutzungsplan wird im Parallelverfahren entsprechend geändert. 
 
Einschlägige Erfordernisse der Raumordnung 
 
Die einschlägigen Erfordernisse der Raumordnung sind auf S. 2f. der Begründung bereits genannt. 
Jedoch ist zwischenzeitlich die 28. Änderung des Regionalplans Region Westmittelfranken betref-
fend das Kapitel 6.2.3 „Solarenergie“ (vormals „Photovoltaik“) in Kraft getreten und sollte in seiner 
aktuellen Fassung beachtet werden. 
 
LEP 6.2.1 Ausbau der Nutzung erneuerbarer Energien  
(Z) „Erneuerbare Energien sind verstärkt zu erschließen und zu nutzen.“   
  
LEP 6.2.3 Abs. 2 Photovoltaik 
(G) Freiflächen-Photovoltaikanlagen sollen möglichst auf vorbelasteten Standorten realisiert 
werden. 
 
LEP 7.1.3 Abs. 2 Erhalt freier Landschaftsbereiche 
Freileitungen, Windkraftanlagen und andere weithin sichtbare Bauwerke sollen insbesondere 
nicht in schutzwürdigen Tälern und auf landschaftsprägenden Geländerücken errichtet werden. 
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RP (8) 6.2.1 Abs. 1 Ausbau der Nutzung erneuerbarer Energien 
(G) In der Region ist anzustreben, erneuerbare Energien, wie insbesondere Windkraft, direkte und 
indirekte Sonnenenergienutzung sowie Biomasse, im Rahmen der jeweiligen naturräumlichen Ge-
gebenheiten der Regionsteile verstärkt zu erschließen und zu nutzen, sofern den Vorhaben öffentli-
che Belange nicht entgegenstehen. 
 
RP (8) 6.2.3 Solarenergie  
6.2.3.1 (G) „Das Nutzungspotenzial der Solarenergie für die Wärme- und Stromversorgung soll in 
den hierfür geeigneten Bereichen innerhalb der Region soweit möglich genutzt werden.“  
  
6.2.3.2 (G) „Bei der Errichtung von Freiflächen-Solaranlagen soll eine flächensparende Nutzung, 
wie insb. die Mehrfachnutzung von Fläche, angestrebt werden. Dabei sind die Belange des Orts- 
und Landschaftsbilds sowie des Naturhaushaltes zu berücksichtigen.“  
  
6.2.3.3 (G) „Freiflächen-Solaranlagen sollen in der Region i.d.R. an vorbelasteten Standorten er-
richtet werden. Ausnahmen sind insb. dann zulässig, wenn ein vorbelasteter Standort im betroffe-
nen Gemeindegebiet nicht zur Verfügung steht und sichergestellt ist, dass eine Planung das Orts-
und Landschaftsbild nicht erheblich beeinträchtigt.“ 
 
6.2.3.4 (Z) „Freiflächen-Solaranlagen sind außerhalb der regionsweit bedeutsamen schutzwürdigen 
Täler sowie landschaftsprägenden Geländerücken zu errichten.“ 
 
6.2.3.5 (G) „Es ist anzustreben, dass im regionalen Maßstab hochwertige Böden nicht flächenhaft 
der Landwirtschaft durch Freiflächen-Solaranlagen entzogen werden.“ 
 
RP (8) 7.1.1 Landschaftliches Leitbild  
Abs. 2 (Z) „Die naturnahen Biotope der Region sollen als ökologische Regenerationszellen erhalten  
werden.“  
 
RP (8) 7.1.3.4 Abs. 2 Landschaftsschutzgebiete  
(Z) „Die bestehenden Landschaftsschutzgebiete innerhalb der Region sollen langfristig in ihrem Be-
stand gesichert werden.“  
 
Bewertung aus landesplanerischer Sicht 
 
Die o.g. Bauleitplanung dient der Erschließung und Nutzung erneuerbarer Energien und steht somit  
in Einklang mit dem allgemeinen Ziel LEP 6.2.1 bzw. dem allgemeinen Grundsatz RP (8) 6.2.1, wo- 
nach erneuerbare Energien verstärkt zu erschließen und zu nutzen sind.  
Einschränkungen ergeben sich, falls öffentliche Belange entgegenstehen. Dies ist aus landesplane-
rischer Sicht gem. LEP 6.2.3 (G) und RP (8) 6.2.3.3 (G) der Fall, wenn eine Freiflächen-Photovolta-
ikplanung an einem nicht vorbelasteten Standort (Verkehrswege, Energieleitungen, Gewerbege-
biete etc.) realisiert werden soll. Zudem ergeben sich Einschränkungen gem. LEP 7.1.3 Abs. 2 (G) 
bzw. RP (8) 6.2.3.4 (Z) für Planungen, die schutzwürdige Täler und landschaftsprägende Gelände-
rücken betreffen bzw. gem. RP (8) 6.2.3.3 (G) für Planungen, die zu einer erheblichen Beeinträchti-
gung des Orts- und Landschaftsbildes führen würden oder im regionalen Maßstab landwirtschaft-
lich hochwertige Böden beanspruchen (vgl. RP (8) 6.2.3.5 (G)). 
 
Der hier gewählte Standort kann zumindest für den westlichen Teilbereich als vorbelastet i.S. LEP 
6.2.3 (G) und RP (8) 6.2.3.3 (G) bezeichnet werden, da er direkt an die 220 kV-Freileitung Nr. 48 
„Ludersheim – Aschaffenburg“ angrenzt. Generell muss für die Gemeinde Rügland festgehalten 
werden, dass vorbelastete Standorte i.S. LEP 6.2.3 (G) und RP (8) 6.2.3.3 (G) ausschließlich ent-
lang der 220 kV-Freileitung Nr. 48 „Ludersheim – Aschaffenburg“ sowie der 110 kV-Freileitung „UW 
Ketteldorf – UW Hartershofen“ zu finden sind, wobei letztgenannte Freileitung im Gemeindegebiet 
innerhalb des schutzwürden Zenntals verläuft.  
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Gem. RP (8) 7.1.3.4 Abs. 2 (Z) sollen die bestehenden Landschaftsschutzgebiete innerhalb der Re-
gion langfristig in ihrem Bestand gesichert werden. Vor dem Hintergrund, dass der Planstandort 
ganz überwiegend im Landschaftsschutzgebiet liegt, sollte die Alternativenprüfung nachvollziehbar 
darlegen, ob Alternativen außerhalb der Landschaftsschutzgebiete vorhanden sind. Auf die kriti-
sche Stellungnahme der höheren Naturschutzbehörde und die Schlussfolgerung, dass eine Her-
ausnahme aus der Schutzzone des Naturparks erforderlich wäre (s.u.) wird verwiesen.  
 
Ein Teilbereich zwischen den geplanten Ausgleichsflächen A2 und A3 liegt nicht mehr auf der 
Hochfläche, sondern ist dem noch unverbauten Talrandbereich der Bibert und somit einem schutz-
würdigen Bereich (vgl. Begründung zu RP (8) 6.2.3.4 (G) zuzuordnen. Die an dieser Stelle vorge-
sehene Grünordnung (A 4, Pflanzung einer dreireihigen Strauchhecke) ist aufgrund der Hanglage 
aus hiesiger Sicht ebenso wenig geeignet, die Wirkung auf den Talraum der Bibert in Richtung des 
Ortsteils Obernbibert zu verringern wie die an dieser Stelle bereits vorhandenen, südlich angren-
zenden Heckenstrukturen (Biotop Nr. 6529-1053-001 „Gehölze und magere Offenflächen südlich 
und westlich von Fladengreuth“). Aus landesplanerischer Sicht ist dieser Teil zur Vermeidung einer 
Beeinträchtigung des Orts- und Landschaftsbildes von der bebaubaren Fläche auszunehmen. Es 
wird angeregt, das dort angrenzende Biotop in der Planung der Ausgleichsmaßnahmen im Sinne 
der Herstellung eines Biotopverbunds zu berücksichtigen. 
Gem. Umweltbericht (S. 23 f.) weisen die vorliegenden Böden eine geringe Ertragsfähigkeit auf. 
Aus landesplanerischer Sicht ist die Planung insoweit vereinbar mit RP (8) 6.2.3.5 (G). 
 
Die Standortalternativenprüfung ist zu überarbeiten. Außerdem können Einwendungen auf der 
Grundlage von Ziel RP (8) 7.1.3.4 Abs. 2 nur zurückgestellt werden, wenn  

a) das Plangebiet um die exponierten Hanglagen südwestlich von Fladengreuth reduziert wird 
und  

b) das Plangebiet auf Flächen außerhalb des Landschaftsschutzgebietes reduziert wird oder 
eine Herausnahme aus dem Landschaftsschutzgebiet erfolgt, die in Abstimmung mit den 
Fachstellen ggf. durch Aufnahme anderer Flächen auszugleichen wäre. 

 
 
Hinweise der höheren Naturschutzbehörde 
 
Zur kritischen Beurteilung des Standorts und der unzureichenden Alternativenprüfung (Kapitel 4) 
wird auf die Stellungnahme zur 4. Änderung des Flächennutzungsplans verwiesen.   
 
Zur Umweltprüfung werden folgende Hinweise gegeben:  
Die Anwendung der bauplanungsrechtlichen Eingriffsregelung erfolgte auf der Grundlage von in-
zwischen nicht mehr aktuellen Hinweisen des StMI und dem Praxisleitfaden des LfU.   
  
Mit Datum vom 10.12.2021 wurden vom StMB aktuelle Hinweise zur Bau- und landesplanerischen  
Behandlung von Freiflächen-Photovoltaikanlagen herausgegeben https://www.stmb.bayern.de/as- 
sets/stmi/buw/baurechtundtechnik/25_rundschreiben_freiflaechen-photovoltaik.pdf.   
Nachdem die vorgelegten Unterlagen einen Bearbeitungsstand von 2019 haben, wird empfohlen 
die bauplanungsrechtliche Eingriffsregelung nach diesen Hinweisen zu überarbeiten.  
  
Im Kapitel 5.2 Monitoring wird eine Abnahme der natur- und artenschutzrechtlichen Kompensati-
onsmaßnahmen auf die untere Naturschutzbehörde übertragen. Die Planungshoheit der Gemeinde 
umfasst jedoch auch die Verantwortung für die Kompensationsmaßnahmen. Die Gemeinde kann 
die untere Naturschutzbehörde um fachliche Unterstützung bitten, die Verantwortung für die Durch-
führung und Überwachung liegt aber bei der Gemeinde (siehe dazu auch LfU Handlungsleitfaden 
Qualitätsmanagement Kompensation unter https://www.lfu.bayern.de/natur/qualitaet_kompensa-
tion/index.htm).   
  
Darüber hinaus wird auf die Stellungnahme der unteren Naturschutzbehörde verwiesen. 
 
Mit freundlichen Grüßen 
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gez. 
 
Rahn 
Oberregierungsrat

 
 
 










